Deutsdier Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksadle 2500 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 13. Juni 1956 

6 — 65304 — 1942/56 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf einer Sedisundfünfzigsten Verordnung 
über Zollsatzänderungen (Zweite Fristverlänge- 
rung der individuellen Zollsenkung) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. Es handelt sich um eine dringliche 
Zollvorlage im Sinne des § 96 a der Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Ver^rdnungsentwurf ist gleichzeitig gemäß § 4 des Zolltarif- 
gesetzes vom 16. August 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 527) dem Herrn 
Präsidenten des Bundesrates übersandt worden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr, h. c. Blücher 


Drude: Bonner UnlversltatSoBuchdrudeerel,. Bonn 
Allein vertriel»; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 2551 



Entwurf einer Sechsundfünfzigsten Verordnung 

Über Zollsatzänder ungen 

(Zweite Fristverlängerung der Individuellen Zollsenkung) 


Auf Grund des § 4 Nr. 1 des 2^11tarifge- 
setzes vom 16. August 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 527) verordnet die Bundesregierung, nach- 
dem dem Bundesrat Gelegenheit zur Stellung- 
nahme gegeben worden ist, mit Zustimmung 
des Bundestages: 


§1 

Die durch die Vierundfünfzigste Verord- 
nung über Zollsatzänderungen (Fristverlänge- 
rung der Individuellen Zollsenkung) vom 
28. März 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 163) bis 
zum 30. Juni 1956 ermäßigten Zollsätze 
gelten ab 1. Juli 1956 bis auf weiteres. 

Diese Verordnung gilt nach Maßgabe des 
§12 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 


§3 


Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


I. 

Durdi die Neunzehnte Verordnung über Zoll- 
satzänderungen (Individuelle Zollsenkung) hat 
die Bundesregierung über 750 Zollsätze des 
Deutschen Zolltarifs für die Zeit vom 1. April 
1955 bis 31. März 1956 gesenkt. 

Ziel dieser Maßnahme war, durch die breiter 
geöffnete Einfuhrsdileuse das Importvolumen 
zu steigern, um dadurch die extreme Gläu- 
bigerstellung der Bundesrepublik innerhalb 
der Europäischen Zahlungsunion abzubauen. 
Zum anderen sollte eine Reihe von Zoll- 
sätzen des Deutsdien Zolltarifs den durch die 
wirtschaftliche Entwicklung geminderten Zoll- 
schutzbedürfnissen angepaßt werden. 

II. 

Die Individuelle Zollsenkung hat die Erwar- 
tungen erfüllt! Die Einfuhren in die Bundes- 
republik Deutschland sind gestiegen. Auch sind 
durch die Zollsenkung überhöhte Zollsätze den 
veränderten Verhältnissen entsprechend nie- 


driger festgesetzt worden. Dadurch wurden 
störende Unebenheiten im Deutschen Zolltarif 
ausgeglichen. Ferner hat sich erwiesen, daß 
der deutschen Volkswirtschaft aus der Indivi- 
duellen Zollsenkung keine Schäden erwachsen, 
da die gesenkten Zollsätze einen ausreichen- 
den Zollschutz darstellen. 

III. 

Im Frühjahr 1956 hat deshalb die Bundes- 
regierung mit Zustimmung des Bundestages 
beschlossen, die Geltungsdauer der Neunzehn- 
ten Verordnung durch die Vierundfünfzigste 
Verordnung über Zollsatzänderungen (Frist- 
verlängerung der Individuellen Zollsenkung) 
bis zum 30. Juni 1956 hinauszuschieben. 

Um die durch die Individuelle Zollsenkung 
erzielten Ergebnisse auch für die Zukunft zu 
erhalten, will die Bundesregierung durch die 
im Entwurf vorgelegtc Sedisundfünfzigste 
Verordnung über Zollsatzänderungen die Gel- 
tungsdauer der Individuellen Zollsenkung ab 
1. Juli 1956 „bis auf weiteres“ verlängern. 
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